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Landesgesetz, mit dem das NÖ NSchG und das NÖ JG geändert werden – Einspruch

1. Einleitung

Der Landtag von Niederösterreich hat am 31. Januar 2019 das Landesgesetz, mit dem das NÖ Natur-

schutzgesetz 2000 (nachfolgend kurz „NÖ NSchG“) und das NÖ Jagdgesetz 1974 (nachfolgend kurz 

„NÖ JG“) geändert wird, beschlossen (NÖ LANDTAG 2019a). 

Die Änderungen basieren auf dem Antrag und dem Gesetzentwurf der Abgeordneten SCHNEEBERGER et

al. (2018a und 2018b). Der UMWELTAUSSCHUSS (2019) verlangte keine Änderung der Gesetzesvorlage.

Gegen das beschlossene Gesetz besteht eine Einspruchsmöglichkeit für die Landesbürger und die 

Gemeinden, die am 14. März 2019 endet (NÖ LANDTAG 2019b). 

Der vorliegende fristgerechte Einspruch gegen die Novelle des NÖ NSchG und des NÖ JG erfolgt 

durch die NGO Protect, die öffentliche Interessen in Umweltangelegenheiten vertritt. NGOs sind durch

die gegenständlichen Änderungen des NÖ NSchG und NÖ JG in besonderem Maße betroffen.

Eine NGO besitzt eine eigene Rechtspersönlichkeit und hat gemäß Art. 2 Z. 5 Übereinkommen von 

Århus 1 den Status einer „betroffenen Öffentlichkeit“ 2. Auch ist gemäß Art. 8 Übereinkommen von År-

hus eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung während der Vorbereitung exekutiver Vorschriften und/ 

oder allgemein anwendbarer rechtsverbindlicher normativer Instrumente vorzusehen. 

Auch wenn der NÖ LANDTAG (2019b) die Einspruchsmöglichkeit auf Landesbürger und Gemeinden 

eingeschränkt, ist davon auszugehen, dass diese auch NGOs offen steht. 

Der gegenständliche Einspruch behandelt nur die aus Sicht von Protect wesentlichen Änderungen des

am 31. Januar 2019 beschlossenen Landesgesetzes, mit dem das NÖ Naturschutzgesetz 2000 und 

das NÖ Jagdgesetz 1974 geändert werden. 

2. Behauptete Umsetzung des Übereinkommens von Århus

Laut Antragstellern dienen die gegenständlichen Gesetzesänderungen der „Umsetzung der Vorgaben 

des Übereinkommens von Aarhus“ (SCHNEEBERGER et al. 2018a, S. 1). 

Tatsächlich werden jedoch mit den neuen Regelungen im NÖ NSchG und im NÖ JG zahlreiche Nor-

mierungen aus dem Übereinkommen von Århus und der zugehörigen Judikatur des EuGH ignoriert 

oder so umgesetzt, dass möglichst hohe Hürden für NGOs entstehen.

Dass sich die Antragsteller dabei mehrfach auf die jüngste UVP-G-Novelle (BGBl. I Nr. 80/2018), die 

Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 durch das Aarhus-Beteiligungsgesetz 2018 und/oder 

das deutsche Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG, BGBl. I S. 3290) berufen (SCHNEEBERGER et al. 

1 Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang 
zu Gerichten in Umweltangelegenheiten vom 25. Juni 1998, UN-Treaty Series, Vol. 2161, pp. 447-538, in Kraft getreten am 30. 
Oktober 2001, von Österreich ratifiziert am 17. Januar 2005.

2 Bezogen auf Umwelt-NGOs wie z.B. Protect.
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2018a, S. 6 f.), hat weder auf die Mängel und Rechtsverstöße in den genannten Gesetzen (siehe z.B. 

PROTECT 2018a und 2018b) noch auf die in den gegenständlichen Novellierungen des NÖ NSchG und 

NÖ JG einen Einfluss.

Das Übereinkommen von Århus wurde von den Vertragsparteien unter anderem …

• mit Bezug „auf die Resolution 37/7 der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 28. 

Oktober 1982“, …

◦ in welcher betont wird, „daß alles, was die Natur dem Menschen geben kann, von der Auf-

rechterhaltung der natürlichen Prozesse und der Vielfalt der Lebensformen abhängt und 

durch übermäßige Ausbeutung und Zerstörung der natürlichen Lebensräume gefährdet 

wird“,

◦ „daß jede Lebensform einzigartig ist und unabhängig von ihrem Wert für den Menschen 

Anspruch auf Achtung hat“ 

◦ und „daß der Nutzen, den der Mensch aus der Natur ziehen kann, von der Aufrechterhal-

tung der lebenswichtigen ökologischen Prozesse und der lebenserhaltenden Systeme so-

wie von der Vielfalt der Lebensformen abhängt, die der Mensch durch übermäßige Aus-

beutung und durch Zerstörung von Lebensräumen gefährdet“

• „in Bekräftigung der Notwendigkeit, den Zustand der Umwelt zu schützen, zu erhalten und zu 

verbessern und eine nachhaltige und umweltverträgliche Entwicklung zu gewährleisten“

• „in der Erkenntnis, daß ein angemessener Schutz der Umwelt für das menschliche Wohlbefin-

den und die Ausübung grundlegender Menschenrechte, einschließlich des Rechts auf Leben, 

unabdingbar ist“

• „in der Erkenntnis, daß jeder Mensch das Recht hat, in einer seiner Gesundheit und seinem 

Wohlbefinden zuträglichen Umwelt zu leben, und daß er sowohl als Einzelperson als auch in 

Gemeinschaft mit anderen die Pflicht hat, die Umwelt zum Wohle gegenwärtiger und künftiger

Generationen zu schützen und zu verbessern“

… beschlossen.

Sowohl Untersuchungen von Arten und Artengruppen als auch Gesamtbetrachtungen des Zustands 

der Natur belegen den rapiden Verlust von Habitaten, Arten und Individuen in Österreich – Beispiele:

• Mit dem Farmland Bird Index wird die Entwicklung der Offenland-Vogelarten abgebildet. In nur

18 Jahren (1998-2016) haben diese Vogelbestände in Österreich um 41,4 % abgenommen. 

Die durchschnittliche jährliche Bestandsabnahme ist dabei in Österreich um 44,7 % höher als 

dies EU-weit der Fall ist (TEUFELBAUER & SEAMAN 2017, EUROPEAN BIRD CENSUS COUNCIL 2017).

• KYEK et al. (2017) haben bei einer repräsentativen Untersuchung an 37 Orten im Bundesland 

Salzburg einen Bestandsverlust beim Grasfrosch (Rana temporaria) von 82,7 % in 20 Jahren 

(1995-2015) festgestellt.

• SEMMLMAYER (2018) hat ermittelt, dass die Wirbeltierbestände in Österreich um durchschnittlich

70 % in knapp 30 Jahren (1986-2015) zurückgegangen sind. Die Geschwindigkeit des Biodi-

versitätsverlustes liegt dabei in Österreich um 77 % höher als dies weltweit der Fall ist (GROO-

TEN & ALMOND 2018, OERLEMANS et al. 2016).
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• Nur noch 15,9 % der Arten und 13,7 % der Habitattypen von EU-weiter Bedeutung befinden 

sich in Österreich in einem günstigen Erhaltungszustand 3 (UMWELTBUNDESAMT 2013, EUROPEAN 

COMMISSION 2015, Annex C, Tab. C5 und C9).

• Ein Drittel aller Gefäßpflanzen Oberösterreichs musste 2009 bereits als gefährdet oder ausge-

storben (5 %) in der Roten Liste geführt werden, wobei „der um 213 % beträchtliche Anstieg 

bei den vom Aussterben bedrohten Gefäßpflanzen von markanten Bestandeseinbrüchen in 

den letzten Jahren [zeugt]“ (HOHLA et al. 2009).

• Als ungefährdet konnten in Niederösterreich nur mehr 42,5 % der Moosarten eingestuft wer-

den, 31 Arten (3,9 %) sind bereits ausgestorben (ZECHMEISTER et al. 2013).

• Der Anteil an gefährdeten Schmetterlingsarten in Niederösterreich liegt bei mehr als 60 % 

(HUEMER & GEPP 2017).

Dieser massive Biodiversitätsverlust wurde herbeigeführt, obwohl das geltende Recht (Vogelschutz-

richtlinie 4, FFH-Richtlinie 5, Wasserrahmenrichtlinie 6 etc.) seit Beitritt Österreichs zur Europäischen 

Union eine weitere Verschlechterung verbietet und die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungs-

zustands verlangt.

Die Verpflichtung zur Erhaltung bzw. Wiederherstellung der biologischen Vielfalt ergibt sich z.B. eben-

so aus …

• der AEUV, wie dies bereits im 1. Erwägungsgrund der FFH-Richtlinie festgehalten wird: „Wie 

in Artikel 130r des Vertrages [jetzt wortgleich Art. 191 AEUV] festgestellt wird, sind Erhaltung,

Schutz und Verbesserung der Qualität der Umwelt wesentliches Ziel der Gemeinschaft 

und von allgemeinem Interesse; hierzu zählt auch der Schutz der natürlichen Lebens-

räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen.“,

• den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates EUCO 7/10 vom 26. März 2010: „Es ist 

dringend notwendig, den anhaltenden Tendenzen beim Verlust an biologischer Vielfalt 

und bei der Degradation der Ökosysteme entgegenzuwirken.“, 

• dem Beschluss Nr. 1386/2013/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. No-

vember 2013: Prioritäres Ziel 1 „Schutz, Erhaltung und Verbesserung des Naturkapitals der 

Union“: „Die Degradation, Fragmentierung und nicht nachhaltige Landnutzung […] be-

drohen die biologische Vielfalt“

• und dem Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD), das ... 

3 Bewertung auf Mitgliedsstaatsebene; diese setzt sich aus den anteiligen Bewertungen der Erhaltungszustände in der alpinen 
und kontinentalen biogeografischen Region Österreichs zusammen. Die Bewertung auf biogeografischer Ebene ergibt für 
Österreich in der alpinen Region 18 % der Arten und 23 % der Lebensraumtypen sowie in der kontinentalen Region 13 % der 
Arten und nur 3 % der Lebensraumtypen in einem günstigen Erhaltungszustand (UMWELTBUNDESAMT 2013).

4 Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, veröffentlicht im ABl. Nr. L 
103 vom 25. April 1979 [seit 15. Februar 2010 ist die kodifizierte Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, veröffentlicht im ABl. Nr. L 20 vom 26. Januar 
2010 in Kraft, zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 13. Mai 2013, veröffentlicht im ABl. Nr. L 158 vom 
10. Juni 2013].

5 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen, veröffentlicht im ABl. Nr. L 206 vom 22. Juli 1992 [zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU des Rates vom 
13. Mai 2013, veröffentlicht im ABl. Nr. L 158 vom 10. Juni 2013 und berichtigt durch ABl. L 95 vom 29. März 2014].

6 Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik, veröffentlicht im ABl. Nr. L 327 vom 22. Dezember 
2000, in Kraft getreten am 22. Dezember 2000 [zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/101/EU der Kommission vom 30. Oktober
2014, veröffentlicht im ABl. Nr. L 311 vom 31. Oktober 2014].
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◦ „im Bewusstsein des Eigenwerts der biologischen Vielfalt sowie des Wertes der bio-

logischen Vielfalt und ihrer Bestandteile [...]“, 

◦ „im Bewusstsein der Bedeutung der biologischen Vielfalt für die Evolution und für die 

Bewahrung der lebenserhaltenden Systeme der Biosphäre“, 

◦ „in Bestätigung dessen, dass die Erhaltung der biologischen Vielfalt ein gemeinsames

Anliegen der Menschheit ist“, 

◦ „besorgt darüber, dass die biologische Vielfalt durch bestimmte menschliche Tätig-

keiten erheblich verringert wird“, 

◦ „in Anbetracht dessen, dass es von lebenswichtiger Bedeutung ist, die Ursachen der 

erheblichen Verringerung der biologischen Vielfalt oder des erheblichen Verlusts 

an biologischer Vielfalt an ihrem Ursprung vorherzusehen, zu verhüten und zu be-

kämpfen“ 

… verfasst wurde und bei dessen Ratifizierung am 18. August 1994 der österreichische 

Nationalrat ausdrücklich die Erfüllung dieses Staatsvertrags festgelegt hat (BGBl. Nr. 

213/1995, ausgegeben am 24. März 1995).

Mit der Verursachung der massiven Arten-, Individuen- und Habitatverluste in den letzten Jahren ha-

ben Österreich und die für den Naturschutz zuständigen Bundesländer eindrücklich belegt, dass sie 

keinen Schutz der Biodiversität gewährleisten und, wie durch die aktuellen Novellierungen der Um-

weltgesetzgebung auf Bundes- und Landesebene ersichtlich, auch nicht beabsichtigen, in Zukunft den

erforderlichen Schutz sicherzustellen, obwohl die EU-Naturschutzrichtlinien an die Mitgliedsstaaten 

gerichtet sind (Art. 20 Vogelschutzrichtlinie, Art. 24 FFH-Richtlinie) und dabei nur das absolute Mini-

mum der Schutzmaßnahmen normieren: „Die Mitgliedstaaten können strengere Schutzmaßnahmen 

ergreifen, als sie in dieser Richtlinie vorgesehen sind.“ (Art. 14 Vogelschutzrichtlinie).

Dabei ist längst bekannt und wiederholt bestätigt worden, dass der Biodiversitätsverlust die größte Ge-

fahr für die Bewohnbarkeit unseres Planeten darstellt – noch weit vor der Klimaveränderung (siehe 

z.B. ROCKSTRÖM et al. 2009).

Gesetzesnovellen, die die Übereinkommensgrundlagen außer Acht lassen und Vorgaben aus 

dem Übereinkommen von Århus sowie der entsprechenden EuGH-Judikatur weiterhin ignorie-

ren, können nicht als „Umsetzung der Vorgaben des Übereinkommens von Aarhus“ bezeichnet

werden.
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3. Beteiligten- statt Parteienstellung

§ 27b Abs. 1 NÖ NSchG legt fest, dass zugelassene Umweltorganisationen 7, an Verfahren gemäß § 

10 Abs. 1 und 2 zu beteiligen sind. § 27b Abs. 4 NÖ NSchG normiert, dass Umweltorganisationen bin-

nen vier Wochen ab Bereitstellung eine schriftliche Stellungnahme zum geplanten Vorhaben abgeben 

können. § 27 NÖ NSchG beschränkt das Parteienrecht auf die NÖ Umweltanwaltschaft und die Ge-

meinden.

Der NÖ Landesgesetzgeber verwehrt damit NGOs das Einwendungs- und Parteienrecht und gewährt 

nur eine Beteiligtenstellung. 

Mit einer Parteistellung sind Rechte verbunden, die Beteiligte in einem Verfahren nicht haben. Somit 

beabsichtigt der NÖ Landesgesetzgeber von vornherein eine Schlechterstellung der NGOs, was ge-

gen das Äquivalenzprinzip verstößt. 

Gemäß § 8 AVG definieren sich Beteiligte und Parteien wie folgt: „Personen, die eine Tätigkeit der Be-

hörde in Anspruch nehmen oder auf die sich die Tätigkeit der Behörde bezieht, sind Beteiligte und, in-

soweit sie an der Sache vermöge eines Rechtsanspruchs oder eines rechtlichen Interesses beteiligt 

sind, Parteien.“. 

Schon diese Definition schließt das Konstrukt der „Beteiligten mit Beschwerderecht“ aus, denn da-

durch würde den Umweltorganisationen der Rechtsanspruch und das rechtliche Interesse, die ihnen 

das Übereinkommen von Århus und das Unionsrecht, sowie die Judikatur des EuGH ausdrücklich zu-

sprechen, aberkannt (Art. 2 lit. 5 und Art. 9 Abs. 2 Århus-Konvention, EuGH-Urteile z.B. in den Rechts-

sachen C-115/09, Randnr. 54 ff. und C-240/09, Randnr. 47). Die Kreation dieses Sonderstatus ist 

sachlich nicht begründbar und verfassungsrechtlich bedenklich.

Eine Partei kann an ihren Rechten geschädigt werden, ein Beteiligter nicht. Das ist nicht nur im Ver-

waltungsrecht, Gerichtsverfahren eingeschlossen, von Bedeutung, sondern auch im Strafrecht.

Zudem stellt sich die Frage, inwieweit in einem nachfolgenden Gerichtsverfahren die Gleichbehand-

lung der Parteien sichergestellt sein soll, wenn die NGOs eben keine Parteien, sondern nur „Beteiligte 

mit Beschwerderecht“ sein sollen.

Letztlich hat die gegen das Übereinkommen von Århus und die EuGH-Judikatur gerichtete Konstruk-

tion, mit der NGOs im NÖ NSchG die Parteistellung verwehrt wird, auch Auswirkungen auf Normentei-

le, die nicht unmittelbar vom gegenständlichen Änderungsgesetz umfasst sind. Als Beispiel sei § 10 

Abs. 2 NÖ NSchG genannt, in dem nur dem Projektwerber und der NÖ Umweltanwaltschaft das Recht

zugestanden wird, einen Antrag an die Behörde hinsichtlich der Feststellung von durch ein Projekt her-

vorgerufenen erheblichen Beeinträchtigungen eines Natura 2000-Gebiets zu richten, was der Stellung 

von NGOs bei der Durchsetzung des EU-Umweltrechts entgegensteht.

Protect bringt daher den Änderungsvorschlag ein, Umweltorganisationen die Parteistellung 

zuzugestehen und alle Normenteile im NÖ NSchG, die Parteienrechte berühren, entsprechend 

anzupassen.

7 Umweltorganisationen, die gemäß § 19 Abs. 7 des UVP-G 2000 zur Ausübung von Parteienrechten in UVP-Verfahren in Nie-
derösterreich befugt sind.
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4. Beschränkung des Artenschutzrechts auf eine Auswahl von 
Vogelarten

§ 27c Abs. 1 NÖ NSchG räumt Umweltorganisationen ein Beschwerderecht gegen bestimmte arten-

schutzrechtliche Bewilligungen ein. Dabei werden hinsichtlich der Avifauna die Vogelarten, die in „An-

hang I der Vogelschutz-Richtlinie aufgelistet oder in Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutz-Richtlinie genannt 

sind“ berücksichtigt.

Der NÖ Landesgesetzgeber hat damit nur die Vögel berücksichtigt, für die die Vogelschutzrichtlinie 

eine Schutzgebietsausweisung vorsieht, nicht jedoch die Arten, die vom Artenschutzrecht des Art. 5 

Vogelschutzrichtlinie umfasst sind, obwohl es sich bei § 27c NÖ NSchG um ein Beschwerderecht ge-

gen artenschutzrechtliche Ausnahmebewilligungen, von denen Arten von gemeinschaftlicher Bedeu-

tung betroffen sind, handelt.

Die Verbotstatbestände des Art. 5 lit. a bis e Vogelschutzrichtlinie dienen dem „Schutz aller unter Arti-

kel 1 fallenden Vogelarten“ und gelten damit für „sämtliche wildlebenden Vogelarten, die im europäi-

schen Gebiet der Mitgliedstaaten, auf welches der Vertrag Anwendung findet, heimisch sind“, wobei 

dieser Schutz sowohl für die Vögel als solche, als auch für deren „Eier, Nester und Lebensräume“ gilt 

(Art. 1 Abs. 1 und 2 Vogelschutzrichtlinie).

Protect regt daher die erforderlichen Änderungen in der gegenständlichen NÖ NSchG-Novelle 

an, um in diesem Punkt eine unionsrechtskonforme Landesgesetzgebung zu erhalten.

5. Beschränkung des Beschwerderechts auf Bescheide gemäß    
§ 20 Abs. 4 NÖ NSchG, § 3 Abs. 11 und § 142 Abs. 11 NÖ JG

§ 27c Abs. 1 NÖ NSchG räumt NGOs das Recht ein, „gegen Bescheide gemäß § 20 Abs. 4, sofern 

geschützte Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang IV der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie oder Anhang I

der Vogelschutz-Richtlinie aufgelistet oder in Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutz-Richtlinie genannt sind, 

betroffen sind, Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erheben“.

§ 20 Abs. 4 NÖ NSchG sieht vor, dass die Landesregierung durch Bescheid Ausnahmen von den Vor-

schriften nach § 18 (Artenschutz) gestatten kann, sofern es keine anderweitige zufrieden stellende 

Lösung gibt und unter der Bedingung, dass die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen 

Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmegenehmigung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhal-

tungszustand verweilen.

§ 18 Abs. 2 NÖ NSchG regelt, dass Tierarten nur dann in der Artenschutzverordnung aufgenommen 

werden können, wenn sie nicht Wild im Sinne des NÖ Jagdgesetzes sind. Somit können für Arten, die 

Wild iSd NÖ JG sind, niemals Bescheide nach § 20 Abs. 4 NÖ NSchG ausgestellt werden.

Für Arten, die als Wild iSd NÖ JG gelten, regelt § 3 Abs. 11 NÖ JG, dass Umweltorganisationen 

„Rechtsmittel gegen Bescheide nach Abs. 8 an das Landesverwaltungsgericht“ erheben können. § 3 
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Abs. 8 NÖ JG umfasst die von Bezirksverwaltungsbehörden erlassenen Ausnahmebewilligungen hin-

sichtlich der Verbote in § 3 Abs. 4 und 5 NÖ JG. Gegen Ausnahmeverordnungen nach § 3 Abs. 6 NÖ 

JG können somit keine Rechtsmittel erhoben werden.

Ungeachtet der im NÖ JG bestehenden Abweichungen von den Schutzanforderungen des EU-Natur-

schutzrechts ist folglich das Beschwerderecht für NGOs gegen Bescheide, die eine Ausnahme vom 

strengen Schutz der Tierarten von gemeinschaftlicher Bedeutung – das sind die Arten des Anhang IV 

lit. a FFH-Richtlinie und alle Vogelarten gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie – ermöglichen, nicht ge-

währleistet und von vornherein um die Arten reduziert, die Wild im Sinne des NÖ Jagdgesetzes sind 

und für die die NÖ Landesregierung die Ausnahmeverordnungen erlässt.

Unabhängig von einer Ausnahmebewilligung oder -verordnung lässt der NÖ Landesgesetzgeber eine 

Bejagung selbst von Arten zu, deren Bestand hochgradig gefährdet ist. Exemplarisch dafür soll hier 

die Bekassine (Gallinago gallinago) betrachtet werden:

• Die Art ist gemäß § 3 Abs. 3 NÖ JG uneingeschränkt jagdbar. 

• Die Bekassine ist in Österreich in der höchsten Gefährdungskategorie „vom Aussterben be-

droht“ (CR) gelistet (DVORAK et al. 2017).

• Zwischen 1980 und 2012 wurde der Bekassinenbestand in Österreich um bis zu 80 % redu-

ziert (UMWELTBUNDESAMT 2014).

• Der Brutbestand der Bekassine umfasst österreichweit nur mehr 60-90 Paare (UMWELTBUN-

DESAMT 2014).

Gemäß Art. 2 Vogelschutzrichtlinie haben die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen zu tref-

fen, um die Bestände aller unter Art. 1 fallenden Vogelarten auf einem Stand zu halten oder auf einen 

Stand zu bringen, der insbesondere den ökologischen, wissenschaftlichen und kulturellen Erfordernis-

sen entspricht. Dabei haben die Mitgtliedsstaaten gemäß Art. 7 Abs. 4 Vogelschutzrichtlinie in den ein-

zelstaatlichen Vorschriften – hier NÖ JG – dafür zu sorgen, dass die Jagdausübung hinsichtlich der 

Bestände dieser Arten mit den Bestimmungen aufgrund von Artikel 2 vereinbar ist.

Das Verbot der Bejagung von Arten, deren Bestände bereits derart reduziert wurden, dass sie keines-

falls den Erhaltungserfordernissen entsprechen, ist dabei eine der erforderlichen Maßnahmen, die zu 

treffen gewesen wäre.

Die beschlossene Normierung in § 27c NÖ NSchG iVm NÖ JG verstößt nach Ansicht von Pro-

tect in mehrfacher Hinsicht gegen EU-Recht und wäre entsprechend zu überarbeiten.
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6. Die elektronische Plattform gemäß § 27a NÖ NSchG und § 133b
NÖ JG

§§ 27a und 27c NÖ NSchG sowie § 133b NÖ JG legen fest, dass behördliche Benachrichtigungen, 

Schriftstücke und/oder Bescheide über ein elektronisches Informationssystem zur Verfügung gestellt 

werden. 

Diese Dokumente verbleiben jeweils fünf Wochen auf der elektronischen Plattform. Eine Woche nach 

Bereitstellung gelten die Dokumente als an die NGOs zugestellt. Im Verwaltungsverfahren können 

binnen vier Wochen nach Bereitstellung bzw. drei Wochen nach „Zustellung“ Stellungnahmen abge-

geben werden.

Auf der elektronischen Plattform werden im Verwaltungsverfahren die Verfahrenskundmachung sowie 

die im Rahmen des Ermittlungsverfahrens von der Behörde eingeholten Sachverständigengutachten 

bereitgestellt. Ab der Verfahrenskundmachung können Umweltorganisationen Akteneinsicht nehmen.

Die Verfahrenskundmachung sowie die im Rahmen des Ermittlungsverfahrens von der Behörde ein-

geholten Sachverständigengutachten sind keinesfalls für die Ausübung von Beteiligten- bzw. Parteien-

rechte ausreichend. Ebenso reicht die Bereitstellung eines Genehmigungsbescheids nicht für eine Be-

schwerdeführung aus. 

Um Parteien- bzw. Beteiligten- und Beschwerderechte wahrnehmen zu können, müssen sämtliche 

Einreichunterlagen und Gutachten der Projektwerber sowie der amtlichen und nichtamtlichen Sachver-

ständigen den Umweltorganisationen zur Verfügung stehen. Nach den zukünftigen Regelungen im NÖ

NSchG kann dies nur erreicht werden, wenn für jedes Verfahren eine zeit- und kostenaufwändige Ak-

teneinsicht bei der Behörde durch Vertreter der NGO erfolgt.

Die Einreichunterlagen, welche nicht auf der elektronischen Plattform zur Verfügung stehen, werden 

aber von den Projektwerbern in aller Regel elektronisch – zumeist als PDF-Dateien – eingereicht oder 

können problemlos digitalisiert werden.

Anstatt Umweltorganisationen eine zeit- und kostenaufwändige Akteneinsicht vor Ort aufzuer-

legen und damit die Bearbeitungszeit für NGOs weiter einzuschränken, wäre es – auch im Sin-

ne einer Verwaltungsvereinfachung – zielführend, die gesamten Verfahrensunterlagen auf der 

einzurichtenden elektronischen Plattform zum Herunterladen zur Verfügung zu stellen.

Art. 6 Abs. 3 und 6 Übereinkommen von Århus verlangt, dass der Öffentlichkeit ausreichend Zeit zur 

effektiven Vorbereitung während des umweltbezogenen Entscheidungsverfahrens gegeben wird, wo-

bei der betroffenen Öffentlichkeit – somit zumindest den Umweltorganisationen – Zugang zu allen In-

formationen zu gewähren ist, die für die Entscheidungsverfahren relevant sind.

Die Festlegung einer Frist von drei Wochen nach „Zustellung“ zur Abgabe von Stellungnahmen im 

Verwaltungsverfahren, wobei der NÖ Landesgesetzgeber verlangt, dass sämtliche Beschwerdegründe

bereits in der Stellungnahme vorgebracht werden müssen (siehe Kap. 7), kann bei einer derart kom-

plexen Materie nicht als „ausreichend Zeit zur effektiven Vorbereitung während des umweltbezogenen

Entscheidungsverfahrens“ gewertet werden. Wird dieser Zeitrahmen zusätzlich durch aufwändige Ak-

teneinsichten verkürzt, kann keinesfalls von einem Verfahren im Sinne des Übereinkommens von År-

hus zur Erreichung der darin festgelegten Ziele ausgegangen werden.
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In diesem Zusammenhang ist auch eine unaufwändige Suche nach Vorhaben auf der elektronischen 

Plattform wesentlich: Hierzu wird vorgeschlagen, dass auf einer zentralen Website alle umweltrelevan-

ten Verfahren, die in NÖ durchgeführt werden, mit Selektions- und Sortiermöglichkeiten nach …

• Aktenzeichen

• Datum und Zeitraum (um beispielsweise die Verfahren, die in der letzten Woche hinzuge-

kommen sind, selektieren zu können)

• Bezirke und Gemeinden 

• Materiengesetzen

• Verfahrensart

• Gruppen innerhalb der Materiengesetze (z.B. „Wasserkraftwerk“, „Beschneiungsanlagen“ etc.)

• Verordnungen 

• etc.

… zur Verfügung gestellt werden, um sich bei der Vielzahl der Bewilligungsverfahren orientieren zu 

können. Auch muss das Suchergebnis ausdruckbar sein, um belegen zu können, ab wann ein Verfah-

ren und die zugehörigen Dokumente veröffentlicht wurden.

7. Verknüpfung des Beschwerderechts von NGOs an eine voraus-
gegangene Verfahrensbeteiligung

§ 27b Abs. 6 NÖ NSchG sieht vor, dass Umweltorganisationen nur dann berechtigt sind, gegen Be-

scheide gemäß § 10 Abs. 1 und 2 NÖ NSchG Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erhe-

ben, wenn sie zuvor fristgerecht eine Stellungnahme zu einem Vorhaben abgegeben haben.

Überdies können Beschwerdegründe, die nicht bereits in der Stellungnahme vorgebracht wurden, nur 

dann vom Verwaltungsgericht behandelt werden, „wenn in der Beschwerde begründet wird, warum sie

nicht bereits im Feststellungs- oder Bewilligungsverfahren geltend gemacht werden konnten und die 

beschwerdeführende Umweltorganisation glaubhaft macht, dass sie daran kein Verschulden oder nur 

ein minderer Grad des Versehens trifft.“.

Eine Umweltorganisation wird nur dann Beschwerde erheben, wenn durch ein bewilligtes Projekt eine 

erhebliche Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebiets zu erwarten ist. Allein der finanzielle und zeit-

liche Aufwand, der bei einer Beschwerdeführung für die Umweltorganisation entsteht, schließt ein ver-

waltungsgerichtliches Verfahren gegen einen Bewilligungsbescheid aus, wenn dieser keine Genehmi-

gung für ein Projekt umfasst, durch das erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzzwecks eines Natu-

ra 2000-Gebietes entstehen.

In Verfahren, in denen eine erhebliche Umweltbeeinträchtigung zu erwarten ist, kann der Gesetzgeber

das Beschwerderecht aber keinesfalls an eine vorausgegangene Verfahrenbeteiligung knüpfen: Hier 

gilt das Beschwerderecht jedenfalls uneingeschränkt (siehe EuGH-Urteile in den Rechtssachen C-

263/08, Randnr. 38-39; C-664/15, Randnr. 62; C-137/14, Randnr. 77-80).
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Daraus ergibt sich gleichermaßen, dass die beabsichtigte Einschränkung der Beschwerdethemen auf 

die im behördlichen Bewilligungs- bzw. Feststellungsverfahren schriftlich vorgebrachten Punkte eben-

falls unzulässig ist.

8. Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 38 Abs. 10 NÖ NSchG sieht vor, dass Umweltorganisationen nur gegen Bescheide nach § 10 Abs. 1

und 2 sowie § 20 Abs. 4, sofern davon im Gesetz näher bestimmte Arten betroffen sind, und nur dann,

wenn diese Bescheide bis zu einem Jahr vor Inkrafttreten der gegenständlichen Gesetzesnovelle er-

lassen worden sind, Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht erheben können, wobei ... 

• Beschwerden gegen diese Bescheide keine aufschiebende Wirkung haben

• und nicht geregelt ist, wie diese Bescheide und die zugehörigen Projektunterlagen, Gutachten

etc. an die Umweltorganisationen „zugestellt“ werden.

Diese Beschränkungen finden sich gleichermaßen in § 142 Abs. 11 NÖ JG für erteilte artenschutz-

rechtliche Ausnahmegenehmigungen gemäß § 3 Abs. 8 NÖ JG.

Eine zeitliche Limitierung einer Beschwerdeführung gegen möglicherweise rechtswidrig ergangene 

Genehmigungsbescheide auf ein Jahr ist nicht dazu geeignet, die jahrelange Weigerung der österrei-

chischen Bundes- und Landesgesetzgeber, das unterzeichnete und ratifizierte Übereinkommen von 

Århus in nationales Recht umzusetzen, zu reparieren. 

Der einschlägigen Judikatur des Europäischen Gerichtshofs zur Umsetzung des Übereinkommens 

von Århus ist nichts zu entnehmen, was auf eine Nichtanwendbarkeit der Vorschriften auf weiter zu-

rückliegende Bescheide hindeuten würde (vgl. dazu EuGH-Urteil in der Rechtssache C-137/14, Rand-

nr. 93-99 sowie WEICHSEL-GOBY 2018, S. 9 und 63 ff.). 

Vielmehr hat der EuGH schon längst entschieden, dass sich ein Mitgliedsstaat keinen Vorteil aus der 

Nichtumsetzung von Verpflichtungen, die sich aus dem Unionsrecht ergeben, verschaffen soll (EuGH-

Urteil in der Rechtssache C-374/98, Randnr. 51).

Da der Gesetzgeber die Beschwerdefrist an das Inkrafttreten der gegenständlichen Gesetzesnovelle 

koppelt, kann er zudem steuern, welche rechtswidrig ergangenen Genehmigungen er jedenfalls unan-

greifbar machen möchte. Das „Recht“ auf Konsumation einer rechtswidrig erteilten Genehmigung zur 

erheblichen Beeinträchtigung von Natura 2000-Schutzgütern durch Projektwerber wird überdies vom 

NÖ Landesgesetzgeber dadurch geschützt, dass er mit § 38 Abs. 10 NÖ NSchG und § 142 Abs. 11 

NÖ JG eine aufschiebende Wirkung bei einer Beschwerdeführung untersagt.

Protect bringt daher den Änderungsvorschlag ein, dass alle Genehmigungsbescheide sowie 

die zugehörigen Einreichunterlagen und Gutachten auf der elektronischen Plattform veröffent-

licht werden und die zeitliche Limitierung für eine Beschwerdeeinbringung gestrichen wird.
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9. Keine Möglichkeit zur Durchsetzung des EU-Naturschutzrechts
außerhalb von Projektbewilligungen und artenschutzrechtli-
chen Ausnahmegenehmigungen

Der NÖ Landesgesetzgeber sieht im Naturschutzgesetz nur bei bestimmten Projektbewilligungen so-

wie artenschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigungen Beteiligungs- und Beschwerderechte für aner-

kannte Umweltorganisationen vor.

Damit wird den NGOs auch weiterhin, entgegen des Übereinkommens von Århus und der relevanten 

EuGH-Judikatur, keine umfassende Möglichkeit zur Durchsetzung des EU-Naturschutzrechts gege-

ben. Zwei Beispiele:

• Gemäß Art. 4 FFH-Richtlinie und Art. 4 Vogelschutzrichtlinie haben die Mitgliedsstaaten für 

bestimmte, in den Richtlinien festgelegten Arten und Lebensraumtypen, Schutzgebiete ent-

sprechend den normierten Regeln auszuweisen. Vielfach haben es die österreichischen Lan-

desgesetzgeber jedoch unterlassen, eine normengerechte Schutzgebietskulisse auszuweisen.

• Art. 6 Abs. 2 FFH-Richtlinie normiert das Verschlechterungsverbot (unabhängig von Plänen 

und Projekten) in Natura 2000-Gebieten, die nach der FFH-Richtlinie und/oder der Vogel-

schutzrichtlinie ausgewiesen wurden. Entgegen der Richtlinienvorgaben werden in Österreich 

Natura 2000-Gebiete vielfach erheblich verschlechtert (was bis zur vollständigen Ausrottung 

von verordneten Schutzgütern reicht), ohne dass die Behörden dies unterbinden und wirk-

same Wiederherstellungsmaßnahmen veranlassen.

In beiden exemplarisch genannten Fällen handelt es sich um pflichtwidrige Unterlassungen des Mit-

gliedsstaates, die gegen die Ziele des EU-Naturschutzrechts gerichtet sind.

Des Weiteren fehlen z.B. …

• Parteienrechte für NGOs bei Projektbewilligungen, die EU-Artenschutzrecht betreffen, 

• Planbewilligungen (z.B. örtliche und überörtliche Raumordnungsprogramme) die Natura 2000-

Gebiete oder das EU-Artenschutzrecht berühren 

• oder die Möglichkeit einer gerichtlichen Durchsetzung von erforderlichen Schutzmaßnahmen 

im Sinne des Art. 6 Abs. 1 und 2 FFH-Richtlinie.

Gemäß Art. 9 Abs. 2 Übereinkommen von Århus hat jede Vertragspartei im Rahmen ihrer innerstaat-

lichen Rechtsvorschriften sicher zu stellen, dass Mitglieder der betroffenen Öffentlichkeit – somit je-

denfalls Umweltorganisationen –, Zugang zu einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht haben, 

um die Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassungen anzufechten.

Um der von SCHNEEBERGER et al. (2018a, S. 1) behaupteten „Umsetzung der Vorgaben des Überein-

kommens von Aarhus“ gerecht zu werden, ist auch das Zugangsrecht für Umwelt-NGOs zu einem 

Überprüfungsverfahren vor einem Gericht, um die Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen 

oder Unterlassungen in Bezug auf das EU-Naturschutzrecht universell anzufechten zu können, im NÖ 

NSchG sicherzustellen.
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10. Bewilligungspflicht für Abgrabungen und Anschüttungen

§ 7 Abs. 1 Z. 4 NÖ NSchG wurde dahingehend geändert, dass Abgrabungen oder Anschüttungen erst 

dann bewilligungspflichtig werden, wenn sie auf einer Fläche von 1.000 m² mit mehr als einem Meter 

Niveauunterschied durchgeführt werden.

SCHNEEBERGER et al. (2018a, S. 4) erläutern dazu …

• dass es betreffend der Bewilligungspflicht von Abgrabungen und Anschüttungen in der Ver-

gangenheit mehrmals Anpassungen gab, „da sich frühere Bestimmungen als nicht praxistaug-

lich (weil nicht kontrollierbar) herausgestellt haben“,

• dass die Formulierung im Gesetz weiterhin zu Schwierigkeiten bei der Auslegung führt (mit 

Verweis auf eine Entscheidung des LVwG)

• und dass es die „Intention des Gesetzgebers“ gewesen sei, dass dann eine Bewilligungs-

pflicht gegeben ist, „wenn eine Niveauänderung um mehr als einen Meter auf einer Fläche 

von mehr als 500 m² erreicht wird“.

Da es durchgängig die Intention des Gesetzgebers war, Abgrabungen oder Anschüttungen mit einem 

Niveauunterschied ab einem Meter immer dann einem Bewilligungsverfahren zu unterziehen, wenn 

die davon betroffene Projektfläche größer als 500 m² ist, ist die jetzt vorgenommene Verdoppelung der

Fläche nicht rechtfertigbar. Es ist nirgendwo eine Begründung dafür zu finden, weshalb plötzlich eine 

doppelt so große Anschüttungs- oder Abgrabungsfläche ökologisch unproblematisch sein könnte. 

Dies gilt in besonderem Maße vor dem Hintergrund der Kenntnis, dass in Österreich eine schwerwie-

gende und schnell voranschreitende Reduktion der Biodiversität erfolgt und Geländeveränderungen 

zur Vernichtung von Habitaten und Arten führen.

Überdies sind auch die neuen Regelungen zu Abgrabungen und Anschüttungen kaum kontrollierbar – 

diesbezüglich gab es im NÖ NSchG keine Änderungen –, so dass der bekannte Mangel nicht beho-

ben wird. 

Auch beinhaltet der Schwellenwert für die Bewilligungspflicht keine zeitliche Begrenzung. Der NÖ Lan-

desgesetzgeber lässt damit zu, dass knapp unterhalb des Schwellenwertes vorgenommene Abgra-

bungen oder Anschüttungen bewilligungsfrei vorgenommen werden können und kurze Zeit später die 

nächste knapp unterhalb der Flächenschwelle abgegraben oder angeschüttet werden kann, ohne eine

Bewilligungspflicht auszulösen.

Mit der neuen Gesetzeslage ist zu erwarten, dass wenn Verwaltungsbehörden überhaupt Verfahren 

einleiten, diese – wie zuvor hinsichtlich der projektflächenbezogenen Bemessungsgrundlage (siehe 

SCHNEEBERGER et al. 2018a, S. 4) – an der Auslegung der Verwaltungsgerichte scheitern, da auch jetzt 

eine eindeutige Regelung im NÖ NSchG fehlt.
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12. Unterschriften

Für die NGO Protect:

___________________________________ ___________________________________
Obmann Mitglied des Vorstands
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